Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 2586 


Der Bundesminister für Arbeit 

und Sozialordnung Bonn, den 7. März 1961 

V ci TT - 5TT0 - 828/61 


An den Herrn 

Präsidenten des DeiitscTien Bundestages 


Betr.: Durchführungsbestimmungen zum Ersten Neuordnungs- 

gesetz zum Bundesversorgungsgesetz 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 2550 — 


Die vorbezeidniete Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Ihinclesregierung wie folgt: 

Zu 1. 

Das Bundesversorgungsgesetz in der Fassung vom 27. Juni 1960 
(BGBl. 1 S. 453) entlmlt insgesamt acht Ermächtigungen zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen durch die Bundesregierung. 
Die Arbeiten an den einzelnen Verordnungen sind so zügig 
dnrchgeführt worden und werden in der gleichen Weise weiter- 
gefülirt werden, wie es nach Lage der Verhältnisse möglich 
ist. Mit den Arbeiten ist sofort nach der am 1. Juli 1960 erfolgten 
Verkündung des Neuordnungsgesetzes begonnen worden; der 
Ablauf der Arbeiten wurde und wird auch weiterhin durch 
die Schwierigkeit der zu behandelnden Rechtsfragen beein- 
Ihißt, die zahlreiche Besprediungen mit den beteiligten Biin- 
desressorts erfordern. Audi die Kriegsopferverbände und die 
Länderregierungen müssen gehört werden. Es ist weiter zu 
lieachten, daß die für die Kriegsopferversorgung zuständige 
Abteilung meines Hauses zur gleichen Zeit in zalilreichen 
Rundsdireiben zu den durch das Gesetz aufgeworfenen Fragen 
Stellung genommen hat und auch weiterhin noch Stellung 
nehmen wird. Hierdurdi wird die Diirdiführung dos neuen 
Ge.setze.s ganz erheblich gefördert. 

Die Verordnung zu § 33 BVG, die zugleich die Verordnungen 
zu den §§ 41, 47 und 51 mit umfaßt und die Anredinung 
des Einkommens bei der Ausgleichs- und Elternrente regelt, 
trägt das Datum vom 11. Januar 1961 und ist im Bundesge- 
setzblatt vom 17. Januar 1961 verkündet worden. Dem Ent- 
wurf einer Verordnung zu §31 Abs. 5 (Schwerstbesdiädigten- 
zulage) hat der Bundesrat am 22. Dezember 1960 nach Maß- 
gabe so wesentlicher Änderungen zugestimmt, daß es der 
Bundesregierung unmöglich war, die Verordnung zu verkün- 
den, wenn nicht der vom Gesetzgeber mit der Schwerstbesdiä- 
digtenzulage verfolgte Zweck verfälsdit werden sollte. Die 
Bundesregierung hat deshalb dem Bnndesrat einen neuen 
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Entwurf zugeleitot, der auf der Tagesordnung der Bundes- 
ratssitzung vom 3. März 1961 zur Behandlung stand. Das gleiche 
gilt für den Entwurf einer Verordnung zu § 1 3 (orthoi^ädischo 
Versorgung). Der Entwurf einer Verordnung zu § 30 (Berufs- 
schadensausgleich) ist zur Zeit noch Gegenstand von Erörte- 
rungen innerhalb der Ressorts. In der Erwartung, daß diese 
demnächst abgeschlossen werden können, soll der Entwurf 
sofort nadi Ostern dem Bundeskabinett zur Beschlußfassung 
vorgelegt werden. Die Verordnung zu § 30 ist nur für einen 
kleinen Personenkreis erforderlich, nämlich für die Personen, 
für die durch das Statistische Bundesamt ermittelte Durch- 
schnittsverdienste amtlich niciit bekanntgegeben werden. Im 
übrigen ist die Bewilligung des Beriifsschadensausgleichs nicht 
an eine Verordnung gebunden. Die Verordnung zu § 27 d 
(Kriegsopferfürsorge), für deren Entwurf der Bundesministor 
des Innern zuständig ist, ist soweit fertiggestellt, daß sie dem 
Bundeskabinett demnächst zur Beschlußfassung vorgelegt wer- 
den kann. 

Zu 2. 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung hat 
wiederholt darauf hingewiesen, daß, soweit für die Berech- 
tigten neue Ansprüche entstehen, in den Verordnungen sicher- 
gestellt wird, daß ein Antrag, der innerhalb von 6 Monaten 
nach Verkündung der Verordnung gestellt wird, Rückwirkung 
auf den 1. Juni 1960 (Inkrafttreten des Neuordnungsgesetzes) 
hat. Eine gleichlautende Vorschrift ist durch das vom Bundes- 
tag am 22. Februar 1961 verabschiedete Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Ersten Neiiordnungsgesetzes beschlossen 
worden. Für die Berechtigten treten somit keinerlei Rechts- 
nachteile ein, so daß von einer Vorenthaltiing der Leistungen 
nidit gesprochen werden kann. 
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